
Alle Parte ibür os müssen für e in Minde stm aß der
politis chen Teilhabe barrie refre i gestalte t sein!

So muss bei nicht e benerdige n Baute n eine Rampe
bereitgestellt we rden und To ilette n für ALLE

gewährle istet sein.
Aber auch po litis che Veranstaltunge n, sowohl

öffentliche , als auch pa rte iinte rne  müssen stets
barrie refre i zugänglich sein und mit

Gebärdendo lmetscher*inne n oder anderen
Übersetzungsmöglichke iten ausgestatte t werden. 
Dies forde rn wir v on ALLEN regierenden Parte ien.

Die konsequente  Gestaltung uns erer Um welt
nach dem “Nutze n-für-a lle-Konzept”!
Die Umsetzung de r Vorschrifte n der
Behinde rte ngleichstellungsgesetze und
Behinde rte nrechtskonventio n!
Info rm atio nen in alle n
Kommunika tio nsform en!
Barrie refre iheit als verpflichte nde
Voraussetzung für die  Vergabe von
öffentliche n Aufträ gen!
Neubaute n von Wohnunge n müs sen
barrie refre i geplant und ge baut we rden!
Einen Minde stlo hn für Me nschen in
Werkstätte n für be eintr ächtige  Menschen!
Selbstbestimm te Teilhabe an allen Bereichen
des Lebens!
Entscheidunge n nicht übe r uns , sondern mit
uns!
Keine Ausgrenzung!

Wir w ol len:
selbstbestim mte
Behindert enpolitik

Es gibt keine “Behindert en” sondern
Menschen mit Beeinträchtigungen
werden behindert - auch v on der

Politik!

AG

Die Linke. Kreisverband Mannhe im
T6 37
68161 Mannhe im

info @dielinke -ma.de

Sämtliche  Kulture inrichtunge n müssen den
gleichen Anspruch ha ben ihre  Programme und

Angebote für  Menschen mit Be eintr ächtigunge n
zugänglich zu ma chen.

Theater m it Audio diskreptio n, in le ichte r Sprache
oder m it Gebärdendo lmetscher, sowie Reizarm e

Vorstellunge n für ne uro divergente  Menschen
sollte n zum  Programm hinzuge fügt we rden.

Betr ifft  dich nicht?  
91 % der Beeintr ächtigunge n ents tehen im  Laufe
des Lebens. Vielleicht be tr ifft e s dich do ch.
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barrie refre i zugänglich sein und mit
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Übersetzungsmöglichke iten ausgestatte t werden. 
Dies forde rn wir v on ALLEN regierenden Parte ien.

Die konsequente  Gestaltung uns erer Um welt
nach dem “Nutze n-für-a lle-Konzept”!
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Behinde rte ngleichstellungsgesetze und
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Barrie refre iheit als verpflichte nde
Voraussetzung für die  Vergabe von
öffentliche n Aufträ gen!
Neubaute n von Wohnunge n müs sen
barrie refre i geplant und ge baut we rden!
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Werkstätte n für be eintr ächtige  Menschen!
Selbstbe stimm te Teilhabe an allen Bereichen
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Sämtliche  Kulture inrichtunge n müssen den
gleichen Anspruch ha ben ihre  Programme und

Angebote für Me nschen mit Be eintr ächtigunge n
zugänglich zu ma chen.

Theater m it Audio diskreptio n, in le ichte r Sprache
oder m it Gebärdendo lmetscher, sowie Reizarm e

Vorstellunge n für ne uro divergente  Menschen
sollte n zum  Programm hinzuge fügt we rden.

Betr ifft dich nicht?  
91 % der Beeintr ächtigunge n ents tehen im  Laufe
des Lebens. Vielleicht be tr ifft e s dich do ch.

Die konsequente Gestaltung unserer Umwelt
nach dem “Nutzen-für-alle-Konzept”!
Die Umsetzung der Vorschriftftf en der
Behindertengleichstellungsgesetze und
Behindertenrechtskonvention!
Informationen in allen
Kommunikationsformen!
Barrierefreiheit als verpflichtende
Voraussetzung für die Vergabe von
öfffff entlichen Auftftf rägen!
Neubauten von Wohnungen müssen
barrierefrei geplant und gebaut werden!
Einen Mindestlohn für Menschen in
Werkstätten für beeinträchtige Menschen!
Selbstbestimmte Teilhabe an allen Bereichen
des Lebens!
Entscheidungen nicht über uns, sondern mit
uns!
Keine Ausgrenzung!

Wir wollen:

Die Linke. Kreisverband Mannheim
T6 37
68161 Mannheim

info@dielinke-ma.de

Betrifffff tftf dich nicht?
91 % der Beeinträchtigungen entstehen im Laufe
des Lebens. Vielleicht betrifffff tftf es dich doch.

Alle Parte ibür os müssen für e in Minde stm aß der
politis chen Teilhabe barrie refre i gestalte t sein!

So muss bei nicht e benerdige n Baute n eine Rampe
bereitgestellt we rden und To ilette n für ALLE

gewährle istet sein.
Aber auch po litis che Veranstaltunge n, sowohl

öffentliche , als auch pa rte iinte rne  müssen stets
barrie refre i zugänglich sein und mit

Gebärdendo lmetscher*inne n oder anderen
Übersetzungsmöglichke iten ausgestatte t werden. 
Dies forde rn wir v on ALLEN regierenden Parte ien.

Die konsequente  Gestaltung uns erer Um welt
nach dem “Nutze n-für-a lle-Konzept”!
Die Umsetzung de r Vorschrifte n der
Behinde rte ngleichstellungsgesetze und
Behinde rte nrechtskonventio n!
Info rm atio nen in alle n
Kommunika tio nsform en!
Barrie refre iheit als verpflichte nde
Voraussetzung für die  Vergabe von
öffentliche n Aufträ gen!
Neubaute n von Wohnunge n müs sen
barrie refre i geplant und ge baut we rden!
Einen Minde stlo hn für Me nschen in
Werkstätte n für be eintr ächtige  Menschen!
Selbstbestimm te Teilhabe an allen Bereichen
des Lebens!
Entscheidunge n nicht übe r uns , sondern mit
uns!
Keine Ausgrenzung!

Wir w ol len:
selbstbestim mte
Behindert enpolitik

Es gibt keine “Behindert en” sondern
Menschen mit Beeinträchtigungen
werden behindert - auch v on der

Politik!

AG
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Sämtliche  Kulture inrichtunge n müssen den
gleichen Anspruch haben ihre  Programme und

Angebote für  Menschen mit Be eintr ächtigunge n
zugänglich zu ma chen.

Theater m it Audio diskreptio n, in le ichte r Sprache
oder m it Gebärdendo lmetscher, sowie Reizarm e

Vorstellunge n für ne uro divergente  Menschen
sollte n zum  Programm hinzuge fügt we rden.

Betr ifft dich nicht?  
91 % der Beeintr ächtigunge n ents tehen im  Laufe
des Lebens. Vielleicht be tr ifft e s dich do ch.

Alle Parteibüros müssen für ein Mindestmaß der
polit ischen Teilhabe barrierefrei gestaltet sein!

So muss bei nicht ebenerdigen Bauten eine Rampe
bereitgestellt werden und Toiletten für ALLE

gewährleistet sein.
Aber auch polit ische Veranstaltungen, sowohl

öfffff entliche, als auch parteiinterne müssen stets
barrierefrei zugänglich sein und mit

Gebärdendolmetscher* innen oder anderen
Übersetzungsmöglichkeiten ausgestattet werden.
Dies fordern wir von ALLEN regierenden Parteien.

Sämtliche Kultureinrichtungen müssen den
gleichen Anspruch haben ihre Programme und

Angebote für Menschen mit Beeinträchtigungen
zugänglich zu machen.

Theater mit Audiodiskreption, in leichter Sprache
oder mit Gebärdendolmetscher, sowie Reizarme

Vorstellungen für neurodivergente Menschen
sollten zum Programm hinzugefügt werden.
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Laut dem Teilhabebericht des
Bundesminiteriums für Arbeit
und Soziales liegt das
Armutsrisiko von Menschen
mit Behinderung bei 20
Prozent.

Deutschland ist der UN-
Behindertenrechtskonvention 2009 beigetreten

und ist somit völkerrechtlich verpflichtet, die darin
festgelegten Rechte zu achten und umzusetzen.

Im August 2023 äußerte sich der UN
Fachausschuss für die Rechte von Menschen mit
Behinderungen kritisch zur Umsetzung der UN-

BRK in Deutschland und betonte Handlungsbedarf
in verschiedenen Bereichen.

Besonders beim Zugang zum Arbeitsmarkt werden
Menschen mit Beeinträchtigungen weiterhin

strukturell benachteiligt.

Menschen mit Behinderungen haben, wie alle
Menschen, einen Anspruch auf volle, wirksame

Teilhabe in allen Lebensbereichen.

Für die Partei und den Kreisverband Die Linke
bedeutet das im Sinne der UN-

Behindertenrechtskonvention zu handeln. Das
beinhaltet alle Bereiche des Lebens:

Arbeit, Bildung, Gesundheit, Mobilität, 
politische Teilhabe und kulturelle Teilhabe.

Menschen, die in einer Werkstatt für beeinträchtige
Menschen (WfbM) arbeiten, erhalten KEINEN

Mindestlohn. Ein Grund, weshalb viele Menschen
m.B. ein höheres Armutsrisiko haben. 

Die UN-BRK präzisiert und konkretisiert das
Menschenrecht auf Bildung mit Blick auf die
Situation und die Bedarfe von Menschen mit

Behinderungen. Die menschenrechtliche
Gewährleistung der Konvention umfasst die Bildung

vom Lebensanfang bis zum Lebensende.

Wir fordern inklusive gebundene Ganztagsschulen,
um das Menschenrecht auf Bildung für Alle zu
garantieren. An der Umsetzung müssen alle
Beteiligten, die Kinder und Jugendlichen, die

Elternschaft, Lehrkräfte und andere, in der Schule
arbeitende Berufsgruppen beteiligt sein und

mitbestimmen können.

Im Bereich der Mobilität ist die Stadt Mannheim
noch immer nicht voll barrierefrei.

Geschäfte, Bahnhaltestellen, Straßenbahnen,
Arztpraxen, öffentliche Gebäude und jederzeit
zugängliche Toiletten in der Innenstadt können

nicht immer erreicht werden und sind mit enormen
Aufwand verbunden.

Auch das Finden einer eigenen Wohnung, in
welcher ein möglichst selbstständiges Leben

gewährleistet werden soll, ist aufgrund geringer
barrierefreier Wohnungen so gut wie unmöglich.
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noch immer nicht voll barrierefrei.

Geschäfte, Bahnhaltestellen, Straßenbahnen,
Arztpraxen, öffentliche Gebäude und jederzeit
zugängliche Toiletten in der Innenstadt können

nicht immer erreicht werden und sind mit enormen
Aufwand verbunden.

Auch das Finden einer eigenen Wohnung, in
welcher ein möglichst selbstständiges Leben

gewährleistet werden soll, ist aufgrund geringer
barrierefreier Wohnungen so gut wie unmöglich.

Laut dem Teilhabebericht des
Bundesminiteriums für Arbeit
und Soziales liegt das
Armutsrisiko von Menschen
mit Behinderung bei 20
Prozent.

Menschen, die in einer Werkstatt für beeinträchtige
Menschen (WfbM) arbeiten, erhalten KEINEN

Mindestlohn. Ein Grund, weshalb viele Menschen
m.B. ein höheres Armutsrisiko haben.

Die UUNN-BBRRKK pprrääzisiert und konkretisiert das
Menschenrecht auf Bilddungg mmiitt BBllick auf die
Situation und die Bedarfe von Menschen miitt

Behinderungen. Die menschenrechtliche
Gewährleistung der Konvention umfasst die Bildung

vom Lebensanfang bis zum Lebensende.

Laut dem Teilhabebericht des
Bundesminiteriums für Arbeit
und Soziales liegt das
Armutsrisiko von Menschen
mit Behinderung bei 20
Prozent.

Deutschland ist der UN-
Behindertenrechtskonvention 2009 beigetreten

und ist somit völkerrechtlich verpflichtet, die darin
festgelegten Rechte zu achten und umzusetzen.
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Menschen (WfbM) arbeiten, erhalten KEINEN

Mindestlohn. Ein Grund, weshalb viele Menschen
m.B. ein höheres Armutsrisiko haben. 

Die UN-BRK präzisiert und konkretisiert das
Menschenrecht auf Bildung mit Blick auf die
Situation und die Bedarfe von Menschen mit

Behinderungen. Die menschenrechtliche
Gewährleistung der Konvention umfasst die Bildung

vom Lebensanfang bis zum Lebensende.

Wir fordern inklusive gebundene Ganztagsschulen,
um das Menschenrecht auf Bildung für Alle zu
garantieren. An der Umsetzung müssen alle
Beteiligten, die Kinder und Jugendlichen, die

Elternschaft, Lehrkräfte und andere, in der Schule
arbeitende Berufsgruppen beteiligt sein und

mitbestimmen können.

Im Bereich der Mobilität ist die Stadt Mannheim
noch immer nicht voll barrierefrei.

Geschäfte, Bahnhaltestellen, Straßenbahnen,
Arztpraxen, öffentliche Gebäude und jederzeit
zugängliche Toiletten in der Innenstadt können

nicht immer erreicht werden und sind mit enormen
Aufwand verbunden.

Auch das Finden einer eigenen Wohnung, in
welcher ein möglichst selbstständiges Leben

gewährleistet werden soll, ist aufgrund geringer
barrierefreier Wohnungen so gut wie unmöglich.

Wir fordern inklusive gebundene Ganztagsschulen,
um das Menschenrecht auf Bildung für Alle zu
garantieren. An der Umsetzung müssen alle
Beteiligten, die Kinder und Jugendlichen, die

Elternschaftftf , Lehrkräftftf e und andere, in der Schule
arbeitende Berufsgruppen beteiligt sein und

mitbestimmen können.

Im Bereich der Mobilität ist die Stadt Mannheim
noch immer nicht voll barrierefrei.

Geschäftftf e, Bahnhaltestellen, Straßenbahnen,
Arztpraxen, öfffff entliche Gebäude und jederzeit
zugängliche Toiletten in der Innenstadt können

nicht immer erreicht werden und sind mit enormen
Aufwfwf and verbunden.

Auch das Finden einer eigenen Wohnung, in
welcher ein möglichst selbstständiges Leben

gewährleistet werden soll, ist aufgfgf rund geringer
barrierefreier Wohnungen so gut wie unmöglich.


